
abgegebenen Willenserklärung ein Kausalzusammen­
hang besteht. Die Drohung besteht nach herrschender 
Ansicht in der Ankündigung eines Übels für den Pall, 
daß der Bedrohte nicht so handelt, wie es der 
Drohende begehrt. Dieser Fall ist vorliegend gegeben.

Im einzelnen ist hierzu zu bemerken:
1. Nach dem unstreitigen Sachverhalt ist anzuneh­

men, daß von der Antragsgegnerin selbst ein Zwang 
auf die Antragstellerin zum Abschluß des Vertrages 
nicht ausgeübt worden ist. Die" Antragstellerin will 
das offenbar auch nicht behaupten. Das Verhalten 
der Antragsgegnerin kann also bei der Beurteilung 
der Frage der Anfechtbarkeit des Vertrages gänzlich 
außer Betracht bleiben.

2. In Frage kam vielmehr die rechtserhebliche Be­
drohung der Antragstellerin von dritter Seite. Die An­
tragstellerin hat nämlich mit Recht darauf hingewie­
sen, daß sie in der fraglichen Zeit (März 1939) in­
folge des fortgeschrittenen antisemitischen Terrors in 
Deutschland sich in einer Zwangslage befunden und 
durch die von der nationalsozialistischen Regierung 
und ihren mit der Durchführung terroristischer. Maß­
nahmen beauftragten Handlangern ausgesprochenen 
Drohungen und tatsächlich durchgeführten Terror­
aktionen bestimmt worden sei. Für den Historiker 
steht es heute fest, daß es sich bei dem national­
sozialistischen Regime um eine der wüstesten Schrek- 
kensherrschaften gehandelt hat, die innerhalb der ge­
schichtlichen Menschheit in Erscheinung getreten ist. 
Es ist weiterhin nicht zu bezweifeln, daß sich der 
Terror dieses Regimes sowohl nach seinem politischen 
Programm wie nach der Ausgestaltung dieses Pro­
gramms in der nationalsozialistischen Gesetzgebung 
als schließlich auch in den durchgeführten Aktionen 
gegen die rassemäßig bestimmten jüdischen Einwoh­
ner in Deutschland (und später auch in anderen Län­
dern) gerichtet hat, mit dem vollen Bewußtsein und 
dem offenen Eingeständnis, daß es bei dieser Verfol­
gung nicht darauf ankam, ob die Betroffenen in 
irgend einem Sinne schuldig oder unschuldig waren. 
Für den vorliegenden Rechtsstreit handelt es sich nur 
darum, wie diese geschichtlichen Phänomene rechtlich 
zu bewerten sind. Die Antragstellerin, die sich später 
den gedachten Verfolgungen nur dadurch hat entziehen 
können, daß sie in Deutschland, aller Rechte beraubt, 
versteckt lebte, hat zur Begründung ihres Anspruches 
nichts vorzutragen was darauf hindeutet, daß sie per­
sönlich bis zum Abschluß des Vertrages im März 1939 
von irgend einer Seite durch einen gegen sie gerich­
teten individuellen Akt bedroht worden ist. Indessen 
bedarf es auch zur Begründung des geltend gemachten 
Anspruches der Darlegung einer solchen individuellen 
Bedrohung nicht, da im fraglichen Zeitpunkt bereits 
eine K o l l e k t i v d r o h ü n g  Vorgelegen hat, die sich 
auch auf die Person der Antragstellerin soweit aus­
gewirkt hatte, daß ihre persönliche Existenz entschei­
dend unmittelbar mitbetroffen war und daß die von 
ihr abgegebenen Willenserklärungen bereits durch 
den bestehenden Kollektivzwang entscheidend mit­
beeinflußt worden sind.

Zu der Frage des Vorliegens einer rechtlich erheb­
lichen Kollektivdrohung und eines rechtlich erheb­
lichen Kollektivzwanges ist folgendes zu bemerken: 
Die Rechtssprechung hat die Frage, ob eine Mehrheit 
einzelner Personen, eine Personengesamtheit unter 
einer Kollektivbezeichnung beleidigt werden kann, 
bejaht, wenn durch die Gestaltung des Inhalts der 
beleidigenden Kundgebung die Möglichkeit einer Be- 
ziehbarkeit derselben auf alle unter die Gesamtheit 
fallenden Personen geschaffen, der Beleidiger sich 
dessen bewußt ist und bestimmte Personen erkennbar 
sind. Auf Grund eines entsprechenden tatsächlichen 
Sachverhaltes muß auch eine rechtlich erhebliche 
Kollektivdrohung als gegeben angesehen werden. Der 
gegen eine Mehrheit einzelner Personen gerichtete 
Zwang ist dann im Sinne des § 123 BGB rechtlich 
relevant, wenn er sich gegen eine Personengesamtheit 
richtet, die durch die gegebenen rechtlichen und tat­
sächlichen Verhältnisse aus der menschlichen Um­
gebung so weit ausgesondert sind, daß jede einzelne 
der zu dieser Gesamtheit gehörigen Personen erkennt­
lich und faßbar ist, wenn die gegen diese ausgeson­
derte Gesamtheit ausgesprochene Ankündigung eines 
Übels darauf abzweckt, jedes einzelne jederzeit be­

stimmbare Mitglied dieser Gesamtheit zu einem be­
stimmten Verhalten zu veranlassen und wenn die 
Stelle, von der diese Drohung ausgeht, auch in der 
Lage ist, ihren Willen gegen diese ausgesonderte Ge­
samtheit und jede zu ihr gehörige individuelle Person 
durchzusetzen. Diese Voraussetzungen waren bei der 
Antragstellerin zur Zeit des Abschlusses des umstrit­
tenen Kaufvertrages sämtlich gegeben. Sie waren 
durch eine zielbewußte Umsetzung dgs national­
sozialistischen Parteiprogramms in eine Reihe von 
Gesetzesakten in der Zeit vom Jahre 1933—1938 ge­
schaffen worden. Es ist zunächst klar, daß die jüdi­
sche Bevölkerung in Deutschland durch die Gesetz­
gebung des nationalsozialistischen Regimes von der 
übrigen Bevölkerung eindeutig ausgesondert war. Sie 
war durch die Nürnberger Gesetze und durch eine 
Reihe weiterer bekannter Ausnahmebestimmungen zu 
einer besonderen Gruppe gestempelt und in rechtlicher 
und ökonomischer Hinsicht in eine Lage minderen 
Rechts versetzt worden. Durch diese Maßnahmen war 
die ausgesonderte Menschengruppe in persönlicher, 
gesellschaftlicher, kultureller und ökonomischer Be­
ziehung von den übrigen Einwohnern Deutschlands 
fast völlig isoliert worden. Zugleich war in diesen 
Jahren unter der Leitung einer Abteilung des Reichs­
innenministeriums und bestimmter Abteilungen der 
Gestapo, zum Teil unter erzwungener Mitwirkung der 
jüdischen Gemeinden und ihrer Organe, ein besonde­
rer Verwaltungsapparat geschaffen worden, durch 
den jede einzelne in diese Ausnahmekategorie fallende 
Person verwaltungsmäßig, bürokratisch auf Grund 
von Anmeldungen und Listen hinsichtlich seiner Per­
son und seines Vermögens sowie seiner übrigen Lebens­
umstände nach erfaßt war, so zwar, daß es nur einer 
verwaltungsmäßigen Anordnung der zentralen Stellen 
bedurfte, um sämtliche zu dieser ausgesonderten Per­
sonengesamtheit gehörigen Individuen in ihrer physi­
schen Person und in ihrem Vermögen zu erfassen. 
Unter solchen Umständen richtete sich jede gegen die 
Personengesamtheit ausgesprochene Drohung zugleich 
gegen die zu dieser Gesamtheit gehörenden Einzel­
personen, wenn sie von derjenigen Stelle ausgingen, 
die die Macht hatte, den geschaffenen Apparat für 
ihre Zwecke in Bewegung zu setzen.

3. Eine solche Drohung lag nun zur Zeit des Ab­
schlusses des Vertrages auch tatsächlich vor. Nach­
dem im Laufe des Jahres 1938 durch die listenmäßige 
Vorbereitung und die weiteren Maßnahmen, wie sie 
z. B. die Beschriftung der jüdischen Geschäfte dar­
stellt, die in Aussicht genommenen Zwangsaktionen 
genügend vorbereitet waren, wurde im November des 
Jahres 1938 der entscheidende Schlag gegen die aus­
gesonderte Gruppe geführt, der diese wirtschaftlich 
und physisch vernichten, diese Vernichtung jedenfalls 
offen einleiten sollte. In den Tagen des 8. und 9. No­
vember 1938 wurden nicht nur sämtliche Synagogen 
der jüdischen Gemeinden in Deutschland in Brand ge­
setzt, nicht nur sämtliche vorher zu diesem Zwecke 
gekennzeichneten Geschäfte der Juden demoliert und 
ausgeplündert, sondern es wurden in diesen Tagen auch 
mehrere tausend jüdische Personen in Konzentrations­
lager verschleppt. In dem Nürnberger Prozeß gegen 
die ersten Kriegsverbrecher ist anhand amtlicher Ur­
kunden einwandfrei festgestellt worden, daß diese 
Aktionen gegen die jüdischen Einwohner Deutsch­
lands nicht, wie die nationalsozialistische Regierung 
und die nationalsozialistische Presse später behauptete, 
spontan vom deutschen Volke ausgegangen sind, auch 
nicht durch Amtsstellen offiziell veranlaßt wurden, 
sondern durch die Anordnungen von amtlichen, hierzu 
befugten Stellen unter Erteilung ganz spezifizierter, 
schriftlicher, telegrafischer und telefonischer Anwei­
sungen in die Hände der Partei, der SS, des Sicher­
heitsdienstes und der SA gelegt wurden, und zwar 
mit dem ausdrücklich angeordneten Zweck und Ziel, 
die damals noch in Deutschland befindlichen Juden um 
ihr Vermögen zu bringen. Die an die fraglichen Orga­
nisationen, die für diese Ausschreitungen mobilisiert 
wurden, erlassenen und aufgefundenen Anweisungen 
lauten unter anderem dahin, daß besonders die bemit­
telten jüdischen Einwohner verhaftet und in Konzen­
trationslager gebracht werden sollten. Diese in dem 
Nürnberger Prozeß gemachten Feststellungen können 
bei der Beurteilung des vorliegenden Prozesses als ein 
ausreichend festgestelltes Material unbedenklich zu 
Grunde gelegt werden. Auf diese Weise wurden inner-
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